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Budgetdebatte.

Wiener gemeinderat .
Sitzung vom19 .Dezember1933 .

VersitzenderDr .Neubauereröffnetdie Sitzungum16Uhrlo.
Es wird in die Tag esordnung eingegangen ,das ist die Fort - ¬

setzung der Generaldebatte über denGemeindevoranschlag .
. . Holaubek( chr . soz ) bemerkt,nunseien für die Gemeinde

nach 14 fetten Jahren böse Zeiten gekommen und es entsteht die Frage,wie

es so kommenkonnte .Manhat in der Zeit des vollständigenVerfallsnach
demKriege ,nicht ,wiees vernünftiggewesenwäre ,abgewartet ,bissich
die Wirtschaft erholt .Manhat vermeint ,aus rein parteipolitischenEswägungen
heraussorechtArastischdenUnterschiedzwischenderbürgerlichenund
dersozialdemokratischenHerrschaftaufzeigenzumüssen,ohnezuprüfen,
obdieVeraussetzungenfürsolchesozialistischeExperimenteauchgegeben
seien .Manhat denGrundsatzgepredigt ,manmüssedenReichennehmenundden
Armengebenundhat schliesslichdenReichenso viel genommen,dassmanden
Armennichtsmehrgebenkonnte .Werin dieserStadtkannheutebehaupten,
dasser sichwohlfühlt ?DieWirtschaftist total ausgeplündert ,dasKapi¬
tal weggesteuert .Dabeihat der Bundin weitestgehendemMassedazubei-¬
getragen ,die Gemeindezu unterstützen .Er hat ihr dieArbeitslosenfürsor¬
geabgenommen,erhatihrdieErtragsanteilegesichert,erhatfürden
Fremdenverkehrgesorgt ,er hatihr gresseMittelausderWohnbauförderung
zugewendet.JetzterhebtmanVorwürfe,dassderBundindieFinanzgebarung
derGemeindeeingreift .HättedieGemeindein derZeitgespart ,dannhätte
sie in derNot .Diein derFinanzpolitikbeschrittenenWegwarenverderblich.
Heutegehtmanallerdingsschonvonmanchemab .DieMehrheitist jetztsehr
zahmundkleingeworden,daihrdasWasserbiszumMundegeht .Waresnot-¬2 .
wendig ,dasses dazu gekemmenist . Ist der heutige Zustand nicht aufIhr
bösesBeispielzurückzuführen?HättenSiemitdenMethodendesTerrorsnicht
angefangen,sewärees den Braunennicht zumBewusstseingekommen ,dasses
etwaswieTerrergibt . HättenSie mitdemSchutzbundnicht angefangen ,gäbe
es keinemilitantenFormationen .Sie habendie Demckratie ,Sie habenbrave
undehrliche Menschen ,die es mit der Demokæatieehrlich gemeinthaben ,durch
Ihre Verbrechenauf demGebietder Demekratiein Misskreditgebracht .Sie
habenauchnochdenanderenFehlerbegangen,dassSieanderSpitzeder
ArbeiterbewegungMännergestellt haben ,die nicht aus demMilieuder
Arbeiterbewegungentstammen .( Lebh .Beifall b .d .Chr .soz. - Zwischenrufe.Und
die vonder MentalitätdesArbeitersnichtswissen .NichtSozialismushaben
Sie hier praktiziert ,sonderndie nackteste Parteiwillkür .Nunsind dieMen¬
schen an Ihnen irregeworden .ArmeMenschenstehen heute ohne Brot da undSie
schaffen Maschinenan ,die die menschliche Arbeit ausschaltet ,wie manes
bei der Schneesäuberungsieht . .. . . . . . : .WennjemandArbeiter ingeinen
Petriebeinstellt ,wirderdurchdieLchnabgabedafürbestraft .SiesteuerndenLuxuswegundtreffenamhärtestendamitdenqualifiziertenArbeiter,
derdiesenLuxusschafft .SiehabennieeinInteressefürdasAufstreben
selbständiger Berufegehabt .Ihre DevisewarsWegmit den kleinenExistenzen ,
wirbrauchandie Verpelitarisierung .Kunschakhat Ihnenunlängstgesagt ,dass
SiedieSure ,dieSiesicheingebråckthaben,selbstauslüffelnmüssen.
Heutegeht es nicht darum ,ob Faschismusoder Bolschewismus ,sonderndarum ,
eineVerständigungsbasiszufinden ,diedernotleidendenMenschheitdie
Wegeebnet .Dasist abernichtmöglich,wennsichderstarrköpfigeKlassen-
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kampfgeist ,der von fremdrassigen Arbeiterführern gepredigtwird,vor¬
herrscht,sondern nur möglich ,wennStand zu Stand,Klasse zu Klasse denWeg
sucht ,der zu einer Ueberbrückung der Gegensätze führt .Sie müssen vonIhren
Methodenabihren ,die durch Ihr schlechtes Beispiel in der ganzenWelt
üblich geworden sind .WennEinkahr und Resinnung bei einigen vonIhnen
eingetretenist ,wirdein Budgetvorgelegtwerdenkönnen ,dasalleBewohner
dieser Stadt wirdbefriedigenkönnen .( Lebh .Beifall ) .

GemeinderatMüller(Christlichsozial )beschäftigtsihmitSteuer¬
fragen .Besonderscharaktoristisch ist das Bild ,das dieFürsorgeabgabe
bietet .IhrErtragbetrugimJahre1923 ,als derSchillingstabilisiert
wurdo ,13 Millionen S und stieg im Jahre 1929 auf 79 Millionen S .Von
daboginntderAbstiogundfür dasJahr1934sindnurmehr12MillionenS
eingesetzt . Indieser 50igenVerminderungzeigt sich ganzbesondersder
NiodergangvonIndustrie ,HandelundGewerbe.DioErhöhungderWohnbau-¬
steuerhatdievielenLeerstehungengrosserGeschäftslokaleundWohnungon
verschuldet .Hier müsste endlich eine entsprechendeErmässigungein¬
troton .DerRednerwünschteine liberalere Praxis hinsichtlich derBe¬
freiung von der Wohnbausteuerbei Zubauten ,! die BehandlungvonLokalen ,
diefrüherals BüroverwendetundnunmehrwiederdemWohnungsmarktzuge¬
führtwordensind ,nachderaltenBauornnung,fernereineErniedrigung
derLustbarkeitsabgabefür Vereine ,dennes kommtmanchmalvor ,dass
Vereinebei260SEinnahme100SLustbarkeitsabgabezahlenmüssen.Eine
Steuer ,diedieChristlichsozialenseit jeherbekämpfthaben ,istdie
Nahrungs - undGonussmittelabgabe .Daihre wohlgemeintenAnträge beider
MohrheitniemalsGnadegefundenhaben,musstejetztdiesoSteuerdurch
eine Notverordnungbeseitigt werden .Eineder ungerechtestenSteuernist
dieWortzuwachssteuer,dennsie trifft fast in koinemFalleinenwirklichen
Wertzuwachs,dadorVerkehrswertderHäuserheuteaufeinDrittelge-¬
sunken ist .Der Redner bespricht einen Fall ,wozwei Firmeninhaber ,an¬
lässlich der Umwandlungder Firma in eine Gesellschaft . beschränkter
Haftung und der Rückumwandlungin eine offene Handelsgesellschaft eine
WertzuwachssteuervonS 12 . 400 ,fennerein Verzögerungszuschlagvon
1253SundeineZinsenzahlungvon1215Svorgeschriebenwurde.Schliesslich
wurdedas Hausum10 . 000S versteigert und für die Differenz zwischendem
seinerzeitigen Schätzwert von 63 . 000S und dem Verkaufspreis von 103 . 000S
wurdedenselben Eigentümerneine Steuer von 19 . 790S vorgeschrieben .Der
RückgangderAnzeigenabgabevon5MillionenSimJahre1923auf1,100 ,000Sist r s ein Beweis ,dass dieso Abgabe zu drückend ist ,

LrDie unheilvolle Wirkung der Hauspersonal¬
abgabozeigt dorRedneran demBeispieleiner Familie ,die nachParis ,
übersiedelt ist aber den ererbten Besitz in Wiennihh aufgebenwollto .
Dioso Familic ,die ca .10 Angestellte beschäftigte ,hätte 80 . 000S Haus- ¬
personalabgabe zahlen sollen .Dio Folge davonwar ,dass 30 Personenent¬
lassen wurden ,darunterLeute ,die 30 und10 Jahre imDienstederFa¬
milie gestandenwaren .

Der Rodnorfordert die Zentralisation der Ein - undVorkäufebeiden
Unternchmungenähnlichwiebei der Hoheitsverwaltung ,wodurchHundert-¬
tausendo Schilling erspart werden könnten ,dio Schaffung einer Umsteig¬
möglichkeitzumverbilligten Tarif innerhalbder Bezirke ,eineErmässigung
des Strompreisesfür die grossen Betriebe ,in denenauch in der Nachtgo¬
arbeitet wird ,undeine Vereinfachungin der Verwaltung .Erverweist
schlicsslich darauf ,dass die Mehrheit die Hauptverwantwortung für den
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NiodergangdosParlamentarismusträgt ,weil sie bjedeMitarbeitder
Minderheit abgelchnt hat .Sio kann daher nicht erwarten ,dass die
Christlihsozialen für dieser Voranschlagstimmen .( Beifall ,Christl . )( chr .soz . )

GR .Dr .Zörnlaibbemerkt: DieChristlichsozialen lehnenwie
in fr heren Jahren auch heuer das Budget ab,nicht aus prinzipiellen Grün¬
den,sondern weil jenes von der sozialdemokratischen Verwaltungerstellte
BudgetangrundsätzlichenBudgetfehlern Reidet .DerwichtigsteGrundsatz
jeder Budgeterstellung ist ,zuerst die Ausgabenund nach ihnen erst die
Bedeckung festzusetzen .Im Gegensatz dazu haben die Sozialdemokraten ,nach - ¬

demsie zur Macht gekommensind ,immerzuerst gefragt,was kann manaus
der BevölkerungWiensherauspressen ,waskannmandenpolitischen Gegnern
wegnehmenund dann erst hat mangefragt ,wie gibt mandas Geld ,wiewirft
maneshinaus . Heute,wo Sde an demKrankenbettIhrer Budgetkünstestehen ,
tritt ieser Fehler besonders krass in Erscheinung .Sie müssenja selbst
einbekennen ,dass ohheRücksichtauf die NotverordnungenderRegierungen
der Voranschlag ein Defizit aufweist .Der zweite grundsätzliche Fehler
ist die einseitig parteipolitische ,ja sogar klassenkämpferische Naturdes
Budgets .Fast alle Steuern sind ddrauf eingestellt ,Ihre pelitischen Gegner
in ihremEinkommen ,VermögnundBesitz auf das schwerstezu treffan ,während
die IhnennahestehendenOrganisationenundEinrichtungenbegünstigtwerden.
Wirlehnendas Budgetaber auchwegendesAufbausder einzelnenSteuernab .
Das bedeütet durchaus nicht ,dass wir alle Steuern für überflüssig hal - ¬
ten ,oder dass wir wohlfahrts -undr schulfeindlich wären .Wirwünschenaber ,
dass die Ausgabenfür parteipolitische Zweckeaus demBudgetw :chwinden
und dass die Steuern gerechter aufgebaut werden .Siehallten eigensinnig
fest andemBreitnerschenSteuersystem,nurdeshalb ,weilBreitnereiner
der Ihrigenist . SchliesslichkönnenwireinemSteuersystemnichtzustimmen,
das auf die wirtschaftliche Lageder Steuerträger gar keine Rücksichtnimmt.
DerFinanzreferenthatdieOppositionaufgefordertzusagen ,wieesbeser
zumachenwäre .DieOpppsitionist nichtdazuda ,dieMittelandieHandzu
geben ,wiedie MehrheitdenKarrenaus demKotherausbringt .Anhaltspunkte
für eineAendeungIhresSteuersystemshabenwirIhnenschonwiederholt
gegeben.Zumehrsindwirnichtverpflichtet .AnInnenistes jetztzu
handeln .MitRedenist nichtsgetan .AlleRdemwerdensein nichtnurGrab¬
redenIhres Systems/sondernauchGrabredender AutonomiedieserGemeinde,
jenesVoerrechtes,dassiehdieBürgerdieserStadtinjahrhundertelangen
Kämpfenerkämpfthabenundaufdassie immerstolzwaren .DieBürgerder
Stadtwerden,sofürchtenwir ,baldsagen ,wirhabendurchdiesozialde-¬
mokratischeRegierungnicht nurunserVermögenundviel vonunseremEin¬
kommeneingebüsst ,sondern auch unser vornehmstesRecht ,das Recht derSelbst
verwaltungverboren .TrachtenSie doch ,alles zu tun ,umwenigstenddieses
RechtdenBürgernzuerhalten .AendernSiedochendlicheinmalIhre
MentalitätunsziehenSieausdenEhtwicklungdienotwendigenSchlüsse.
AendernSieIhrenKlassenkampfgeistundgebenSiezumindesteinenBeweis
derBesserunginderForm,dassSiedasSteuersystemnachunserenAnträgen
ändern.Unskannesja imGrundgleichgüktigsein ,wasimmerkommenmag.
WirwerdenunsereHändeinUnschuldwaschen(Lebh.Zwischenrufe. . Soz.dem. )
WirwerdenIhnenauchkeineTränennachweinenundichfürchte ,dassIhnenauch
dieBevölkerungWienskeineTränennachweinenwird,wennSienichtaufhören
alleszutun ,damitdieStadtihreAutonomieverliert.Wollenwirannehmen,
dassdasAergstevermiedenwird.IchbinkeinFäeunddesStandrechtsin
irgendeinerForm,nichtdesStandrechtsfürSchwerverbrecherundnichtdes
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StandrechtsfureineAutohomiö,aborichbinauchkeinFreundeinesWirtschaf
lichenStandrechtswieSiees mitIhrenSteuerngeübthaben .( Lebh .Beifall
b .d .Chr .soz. )

St . . Dr.Dannebergbemerktin seinemSchlusswort ,eswäre
sehr verlockend auf die allgemeinen politischen Bemerkangen in der General - ¬
debatte zurückzukommen ,er mässesich dieswegender KürzederZeit
versagenWenn aber ein Redner in der Debatte davon gesprochen hat ,man

müsse zwischen den Arbeitern und ihren Führern unterscheiden und esseien
da grosse Veränderungen eingetreten ,und wenn ein anderer gesagt hat ,die

BevölkerungwürdeunskeineTränennachweinen,sokannichdemHerrnnur
antworten :Manmachedaraufdie Probe ,indemmandie Bevölkerungbefragt .
( Lebh.Beifall . d .Mehrheit) .AberwählenundAbstimmenistheutedurchNot¬
verordnungverbotenunddaherist es leicht ,Behauptungenaufzustellen ,
für diedieBeweisenichterbrachtwerdankönnen .Wirsindbereit,unserer¬
seitsanzutreten,machenSieIhrenEinflussgeltend ,dassunsdiesmöglich
wird .Mankannes ohneweiteresaufeineVolksabstimmungahkommenlassen( Tebh.Beifall . d .Soz .dem. )

St . R.Dr .DannebergbefasstsichsodannmitdenAusführungen
derDebatteredenerüberdasSteuersystem.StadtratKunschakhaterklärt ,
die Ansätze im Voramschlagseien viel zu niedrig,sie seien derAusdruck
einerKatastrophengesinnung.Zunächstbemängelter die Präliminierungder
Fürsorgeabgabemic 12 Millionen S als zu niedrig .Er kommtzuseinen
Schlussfolgerungenoffenbardeshalb ,weiler sich an dieVoranschlagszifferr
derletztenJahreanstatt andie Erfolgszifferngehaltenhat .Wirhabenim
ersten Prisenjahr1931gegenübereinemPräliminarevon78Millionenbei
der Fürsorgeabgabeeine tatsächlicht Einnahmevonnur68 ' 5Millionengehabt
WirhabenaufGrundderErfahrungendeserstenKrisenjahresfür :1932

64 Millionenpräliminiert ,die EinnahmenimJahre 1932warennur56
Millionen,wirhabenfür193355MillionenpäliminiertunddürftenindiesenJahrenur57Millionenan Fürsorgeabgabeeinnehmen.WennwirdasPrälimina¬
re für das nächste Jahr nur um5 Millionen niedriger ansetzen alsden
tatsächlichenErfolggiesesJahres/soist dasnichtderAusflusseiner
politischenKatastrophkastimmung ,sondernzeugtsogarnachdenErfahrungen
derletztendreiKrisenjahrevoneinembeträchtlichenOptimismus.Dennwir

habenimPaufedesheurigenJahresbeidreigrossenAngestelltengruppen ,
denBankangestellten,denAngestelltenderstädtischenUnternehmungenund
denBundesbahnangestellteneinensehrgrossenAbbausowohlhinsichtlich
desPersonalsalsauchhinsichtlichderBezügegehabt .Imübrigenkannauch

satztder Bundan denTatsachennicht vorbeigehen .AuchderBund ,zumBoi¬spieldenBeitragfürdieNotstandsauahilfein Wienfür1934um100. 000
Shöheranals für dasVorjahr ,dasheisstaucher rechnetnichtmiteiner
erringerungderZahlderNotstandsunserstützten.DerBundveranschlagt

weitersz,B.auchdieWarenumsatzsteuerfürdasnächsteJahrum10Millio-¬
nengeringerals für daswrigeJahr .Wiemanhörtbeschäftigtsmhman
jetztin RegierungskreisensehrmitdemSystemderFürsorgeabgabeunddemussabgewartetwerden ,wasda geplantist .SchonausdiesemGrundekann
der Antrag Funschaknicht zur Annahmeempfohlenwerden ,aber auchdeshalb
nicht ,weileineKontrollesehrschwerwäreundeineRückvergütungderFür¬sorgeabgabefür denExpørtnurgenerellfür ganzOesterreichin dieWege
geleitet werdenkönnte.

Esist aucheinIrrtumdesSt .R .Kunschakzumeinen,dassdas
Prälimin-arederWertzuwachsabgabezuniedrigsei .DerimJahre1932eigenom¬meneBtragvon11 ' 5MilliomnanBodenwertabgabewarderhöchsteJahresbetrag
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den an dieser Abgabejemals erreicht wurdeund der in diesemJahre
eingenommeneBetragvon6 MillionenderniedrigsteBtrag ,denwirje
gehabthaben .DiesebeidenTatsachenzeigen ,dass es sich hier umeine
Steuer handelt ,deren Ertrag vonder nicht abschätzbarenKonjunkturauf
demRealitätenmarktabhängigist .Die vonuns angenommenePräliminierung
fürdasnächsteJahrist dahernichtals pesimistischzubetrachten.

St .R .Kunschakhat in einerBesprechungderHauspersonalab¬
gabegemeint ,die Entlassungvon12 . 000Menschenlaste auf demGewissen
dieserSteuer . Esist nichtklar ,wieSt .R .KunschakzudieserZifferkemmt.

Ende1929,in der Zeit der grössten Wirtschaftskonjunkturwareninden
besteuertenHaushaltenWiens14. 598Hausgehilfinnenbeschäftigt,Ende1933
sindes . 124,dieDifferenzbeträgtdahernicht12. 000sondern5674 .Von
dieser Zahlentfallen nicht wenigerals 1500Entlassungenauf Haushaltemit
2 Hausgehilfen,beidenendie SteuerkeineRollespielt ; 850entfallenauf
Haushaltemit3Hausgehilfen,wofürdasGleichegilt . Esbleibendaher
3000Entlassungenfür dieanderenhöherbesteuertenHaushalte. Wirbestrei¬
tennicht ,dassdieeineoderanderedieserEntlassungenauchinfolgeder
Steuererfolgtist ,Wieja überhauptSteuer -undwirtschaftlicheMassnahmenihre Folgenauf demArbeitsmarkthaben .Aberselbst wenndies ineinigen
DutzendenFällenvorgekommenseinmag ,darfmannichtübersehen ,dassdiese
Steuerin gutenZeitender Gemeindemehrals 2 MillionenimJahreinge-¬
brachthatunddass ,dadiese2MillionenzuInvestitionenverwendetwurden,
davonwieder1 MillionArbeitslöhnewaren,sodassdas ,wasauf dereinen
Seáte an Arwit geschaffen wordenist ,das wadt überwiegt ,wasauf derande¬
renSeiteanEntlassungenvorgekommenseinmag .ImübrigenzeigtdieEnt¬
wicklungder Hauspersonalabgabe ,dass die Steuer als Entlassungsgrunddie
allergeringsteRellespielt .DennwiejedeLuxussteuerist dieHauspersonal
abgabein ihremErtrag abhängiggewesenvonderwirtschaftlichenKonjunktur
undzwarnicht vonder industriellen ,sondernvor allemvonderKonhunktur
für die Finanz - undBörsenkreise und auch von der Konjunktur für die Gross
grundbesitzer .Die Entwicklungder Hauspersonalabgabenimmtaucheineanders
Kurveals anderevonder industriellenKonjunkturabhängigeSteuern ,wie
. . dieFürsorgeabgabe.DieFürsorgeabgabesteigtvon1923bis1925und

dannwiederbis 1930anundsinktdannmitdemSinkenderIndustriellen
konjunktur.TrotzEinführungderHauspersonalabgabeimJahre1923steigt
dieZalitderHausgehilfenin denbetsuertenHaushaltenbis zumJahre1925
aussererdentlichstarkan ,danntritt einStillstandeinundmitdemBeginn
derKreditanstaltskriseerfolgteinjeherAbstieg.MankanndieAnzahlder
HausgehilfeninselahenHaushaltendirektalseinenMasstaknehmenfürdas
SchicksaleinzelnenbekannterFamilienin WienundgewisseVorgängeaufde
FinanzmarktspielendieentscheidendeRolle ,wievielHausgehilfeninden
grossenWienerHaushaltenaufgenommenwerden .Könnteich dasSteuergeheimni
preisgeben,sokönnteaneinzelnenNamengenaunachgewiesenwerden,wiedaschicksalsehrbekannterFinanzkönigesichindenletztenJahrengestalte
hatundwieverschiedendieZahlihrerHausgehilfenje nachihremSchicksal.
in deneinzelnenJahrenwar .Dagibtes . B.zweisolcherSterneamWienernoch vor 8 JabrenFinanzhimmel,derenHushalte/zudenallergrösstenin Wiengehörteunddie
heuteallebeideinderListederhauspersonalstsuerpflichtigenHushalte
überhauptnichtmehrvorkommen.VonderSteueralsderUrsachederEntlas¬
sungkannmandaalsogewissnichtreden .DieselbeEntwicklungwiebeim
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Hauspersonalkannmanin der Luxusindistriekonstatieren .In Wienhat
es im J,hre 1914 unter den Gold -und Silberschmieden 4ooo Arbeiter ge- ¬
geben ,imJyhre1929warenes 2177undEndeSeptemberdes heurigenJahres
737 .Das alles sind Konjunkturfragen .

St . R.Kunschakhat behauptet ,dass unsereSteuernInflations -¬
steiern seien ,währendDr .Zörnlaibsie als Klassensteuernbezeiehnethat .
StenernhabenimmermitderklassenmässigenZusammensetzungderGesell¬
schaft undmitdempolitischenEinflussder KlasseneinenZusammenhang
gehabt .JedeKlassetrachtet natürlich ,die Steuerlast ,die dasGemein¬
wesenbraucht ,je nachihrmEinflusszu verteilen .KeineKlasseist
davonbegeistert ,Steuernzahlenzumässen .DassderKrieg ,derUmsturz
unddieRepublikauchhiereinewesnatlicheAenderunggebrachthat ,darüber
dürfen Sie sich nicht wundern,Undmüssteder Zeiger der Zeit schonun¬
endlichweitzurückgeschraubtwerden ,wenndasalles wiederverlerengehen
sollte( Lebh.Beifa ! l. d .Mehrheit). WenndasheutigeSteuersystemeinKlas-¬
sensteuersystemist,sowaresauchdasSteuersystem,dasvordemKriege
bestandenhat,nureinanderes,indemmansichdieSteuerobjekteindenMas¬

sen der Bevölkerunggesucht habø ,währenddie sozialdemekratischeVerwaltun
es versuchthat ,dieSteuernandersaufzuteilen .WirwarenderMeinung,
dassaufdiestärkerenSchulternmehranSteuerngelegtwerdenkann,alsdasverdemKrieggeschehenist .DassgeinsolchesSystemkemplizierter
sein muss ,ist klar .Dasses gerechterist ,glaubeichallerdingsundich
glaube,dasseineAenderungnachrückwärtsnichtzueinerhöherenGerechtig¬
keit ,sondernzueinergrösserenUngerechtigkeitführenmüsste(Lebh.
Peifallb .d .Mehrheit).WasaberdieBezeichnung„Inflationssteuern"anlangt.
ist es richtig ,dassdieSteuernin derInglationsperiodeentstandensind .
DamalsmussteeinegrosseSteuerreformdurchgeführtwerdenundes istdas
grosseVerdienstdesStadtratesBreitner,dasserimGegensatzzuallen
FinanzministerndamalsdieLagerichtigerkannthat .NiewäreOesterreich
so heruntergewirtschaftetworden,niehättedieserStaatzurGenferAnleihe
undzu all denLasten ,die aus ihr enstandensind ,kommenmüssen,wenn
manim Bunddas erkannt hätte ,was Stadtrat Breitner erkannt hat( Lebh .
Peifa . .. . Spz.dem. ) ,nämlichdassmanin derInflationdasSteuersystem
der Infhtionanpassenmuss,wennder öffentlicheHaushaltnichtzugrunde¬
gehensoll .Aberes ist nicht wahr,dass seither die Steuernin Wienunver¬
ändert geblieben sind .Wir haben sie dutzendemalegeändert .Es gibt kaum
eine Steuer ,die dn dieser Zeit nicht geändertwurde ,manchewurdensogar
wiederholt geändert .Insbesendere haben wir das seit 1929wiederholt

getan .
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StadtratDr .DannebergkommtsodannaufdieFragederRevision
der Steuern zu sprechen und meint ,wir könnten in dieser Beziehung
viol weiter halten ,wennuns der Bundnnåchtdurchdie unerhörteEnt¬
ziehung von Mitteln daran hindern würde ,selbst auf grössere Einkünfte
vorzichtenzu können .Als ich vor 13 Monatendie Stelle desFinanz¬
roferenten übernommenhabe ,habe ich mir gleich nach derVerabschiedung
des letzten Voranschlagesdie Aufgabegestellt ,alle Steuern zuüber¬
prüfen ,umheuer eineRevision ur . ,soweit sie möglich erschien ,
vorzunehmen und mit einer Investitionsanleihe zugleich der Wirtschaft
neue Anträge zuzuführen .Auf meinemTisch liegen noch die Entwürfefür
ein Steuorentlastungsprogrammund es liegt dort auch einInvestitions¬

7programmausserhalb des Wohnhausbaues .Die Arbeiten warenfeßtig ,als
der Kurswechsel in dor österreichischen Politik am 7 .März eintrat und
wenige Wochenspäter der Finanzkrieg der Regierung gegen die Gemeinde
Wienbegann .Ichhabedennochversucht ,diesesrogrammdurchzuführen.
chHabezunächstmitderRegierungPollfuss-Weidenhofferzweimalüber
eine Anleihe für die GemeindeWåenverhandelt .Obwohlsie auch vonder
Oppositiondes Gemeinderatesfür zweckmässigerachtet undvonStadtrat
Kunschakin der vorigen Budgetdebattedurch einen Antragunterstützt
wurdo ,wurdeich vonder Regierungbrüskabgewiesenmit derBegründung,
dass die Semeinde ,die Geldgenughabe ,ihr Personal besser zubezahlen
als der Pund ,unddio Goldgenughabe ,aus laufendenMittel ,Wohnungen
zu bauen ,keine Anleihe brauche .Dannhat der Bundbegonnen ,unsGeld

wegzunehmen ,und unsere Plänekonnten natürlich nichtmehr
verwirklicht werden .Trotzdemhabenwir aber ,wasmöglichwargetan .
Wirkommenjetzt zu einer völligenUmgestaltungdenEdenwertabgabevom
unverbautenGrund ,zu einer namhaftenErleichterung bei derWohnbau¬
stouer ,zu einer namheften Erleichterung der Fremdenzimmerabgabeund
wir habenimLaufedes heurigenJahres eing ganzoReihevonErmässigun¬
gen ba der Lustbarkeitsabgabe vorgenommen ,Indessen hat uns die Bundes¬
regierung durch die Befreiungder Staatstheater ,der Ravagundjetzt
durch die Herabsetzung der Finosteuer 2 Millionen Schilling entzbgen ,
sie hat unsere Wertzuwachsabgebe ezerschlagen,unsere Hauspersonalab¬
gabezerstört ,unsereNahrungs- undJonussmittelabgabeaufgehoben.Ist

das nicht Fevision genug ?AussordenAbgabenfür AnkündigungenundAn¬
ziigenhabenwir in Wienjetzt nurmehrSteuern ,die entwederebenso
hoch sind wie die Steuern in den anderen Bundesländern ,wie . B .die
Fürsorgeabgabeund dio Bierstouer ,wobeiwir unsere Biersteuer noch¬
an die anderenLänderabliofern unddraufzahlenmüssen ,oderSteuern ,
diein Wienviel niedrigersindals in denandernBundesländern.Unsere
WicherGrundsteuerist die niedrigste in ganzOesterroich ,unsere
Wasserkraftabgabeist niedriger als die Energieabgabein allen anderon
undesländern .Was die Wohnbausteuer anbelangt ,so hat die Bundesre¬

gierung schon vor langer Zeit einen Kabinottsratbeschluss gefasst ,dass
keihemLandund seinon Gemeindeneine höhere Gebäudesteuerbewilligt
wordeals eine von 28 Prozent ,währendunsere Wohnbausteuerbei 14Pro¬
zent aufhören musste .Bei einem Friedenszins von 600 Kronen imJahr
zahlteinGeschäftslokalin Graz150Schilling ,in Salzburg222Schilling
inWien18 Schilling .Ein Geschäftslokal mit 3 ,000 KronenFriedenszins
zahlt in Graz . 333Schilling Gebäudesteuer ,in Salzburg ,. 322Schilling
undin Wion187Schblling Steuer .( Hirt ,hört bei denSozialdemokraten)
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Mankannalse nieht sagen ,dasshier eine Uebersteuerungvorliegt .
Gegenüberder Behaurtungdos Stadtrates Kunschak ,wir hättendie

Ratschläge der Opposition immer zurückgewiesen ,muss ich feststellen ,
dass ich Ratschläge überhaupt nicht zurückweise .Leider kann manaber
nicht allen AnregungenFolgeleisten ,weil sie manchmalnicht oderin
demZeitpunkt nicht durchfühbar erscheinen ,in demsie vorgebracht
werden .Soscheint mir der Antrag ,aus der Bodenwertabgabevomver¬
bauten Grund einen Fonds zu bilden ,aus demKredite an die Hauseigen¬
tümer für die Umwandlung grosser Wohnungen in kleinere und für Assa¬
nierungszweckegegebenwerdenwollen ,angesichts der Notlage derGe¬
meindeheutenichtgangbarzusein .Aberich kannmirvorstellen ,dass
die Sorgeumdas WienerBaugewerbe ,die durchdie Einstellungder
nicht vonuns verschuldetenWohnbautätigkeithervorgefufenwurde ,Pro¬
jekte zeitigen kann ,bei denen die Gemeinde ,soweit es ihr möglichist ,
die Bilfe sicher gewähren wird .In dieser Beziehung könnte aberauch
die drefferanleihesehrviel bedeuten ,wennsie auchfür denOrt ,der
den überwältigenden .Anteil an ihrer Aufbringung hat ,entsprechend

verwendetwürde .
Aufdie ironischeFragedesGemeinderatesHolaubek,worindenn

eigentlichunsereBewegungsfreiheitbestehe ,kannich nur sagen ,unsere
Bewegungsfreiheit drückt sich darin aus ,dass wir nicht ein paar Dutzend
Millionenim Budgetfür Schuldendiensteinzustellen habenunddasswir
darumnicht die SchuleunddasWohlfahrtswesenruinierenmüssen ,was
anderwärtsinfolge des Schuldendienstesbereits geschehenmusste ,sowie
auch darin ,dass wir infolge unserer ganz geringen Schuldenlastauch
kreditfähiger sind ,Allerdings werderr » alle diese Tatsachendurch

5 .
politische Massnahmeneinigermassen gestört und diese Störungenkömnen
ja soweit gehen ,dass dadurch unsere Bewegungsfreiheit ganzaufgehoben
wird .Der von Stadtrat Kunschakangeregte Gedanke ,im Wegeeiner hy¬
pothekarischenBelastungunseres BausbesitzesGeldaufzubringen ,ist
sehr naheliegend ,wir haben ihn heuer zum Teil schon verwirklicht ,denn
wir habenim Herbst schon10 MillionenSchilling Hypothekenaufgenommen ,
und wennes möglich sein wird ,auf diesem Wegefortzufahren ,werdenwir
diesen Weggehen .Es ist ja im Budgetder Antraggestellt ,denFinanz¬
referenten zu Kreditoperationen zu ermächtigen .Ich kann heute noch
nicht sagen ,wannundin welcherFormsich das vollziehen ird undum
welche Peträge es sich ahndeln wird ,denn es ist nicht zweckmässig,darüber
in einemZeitpunktöffentlich zu reden ,in demgar nichtsgreifbares
vorliegt und die Voraussetzungendafür noch nicht vorhandensind .In
diesem Zusammenhang muss ich auch auf die Aeusserung des Stadtrates
Kunschakzurückommen, . . . . . ;dåss die Gemeindeschauensoll ,
dass alle Einbruchstore gut verschlossen seien .Darauf kann ich nur
sagen ,dass keine Technik den Einbruch verhindern kann ;der wirdnur
dadurchunmöglichgemacht ,dass es keine Einbrochergibt( LebhafteZu¬
stimmung båå denSozialdemokraten .

Es ist auch von der hohenBedeutungder Gemeindeautonomiege¬
sprochen worden und Stadtrat Kunschakhat uns in seiner Rede die Toten¬
gräberderSemeindeautonomiegenannt .Mirscheintes vorallem ,alsob
es sich nicht umdie Frage handelt ,werd der Totengräber derAutonomie
ist ,sondern zunächst umdie Frage,wer der Mörder der Autonomieist ,und
der Mörderder Autonomieist der Fadchismusaller Gattungen( Zustimmung
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bei denSozialdemokraten) ,weiler jedeAutonomieertötenwill ,denn
sie widersprichtseinenGleichschaltungsbestrebungen.Erst kürzlichhat
ja die Heimwehrführungdie Vermessenheitgehabt ,dieGleichschaltung
aller "andesregierungenin Oesterreich zu verlangen .Eine Bewegung ,die
in WienvielleichteinFünfzigstelderBevölkerungrepräsentiert ,will
sichalsoanmassen ,imWienerRathausdie Herrschaftüber19Fünfzigstel
der Pevölkerungvon Wienzu führen .Stadtrat Kunschakhat auchdavon
gesprochen ,dassleider auchausderPsychedesVolkesAngriffegegen
die Autonomiekommen.Esist wahr ,es redenviele Leute ,ohnegerade
Faschistenzu sein,derlei Dinge .Daskommtaber nur aus derZerstörung
des Rechtsbewusstseins ,die in diosenletzten Monatengeschehenist ,
aus der Zerstörung aller Rechtsgrundlagen des Staa tes ,die ein System
der Verfassungsbrüchezeitigenmussundin diesemFalle auchgezeitigt
hat .Unddasein solchesSystemauchein paarjuristische Lakaienge¬
fundenhat ,machtdie Sachcsr durchausnicht besser .Stadtrat
Kunschakhat an vergangeneZeitenerinnert ,in denenderBürgermeister
Dr ,Karl Lueger den Kampfumdie Autonomiegegen bornierte Regierungen
geführt hat .Auchdie Borniertheit hat verschiedenehistorischeEnt¬
wicklungsformen .DasZielist nichtimmerdasselbe ,dieMethodensind
nichtimmerdieselben .DieFeindederAutonomiesindheuteandereals
sie in den9CigerJahrenwaren ,undandereZieleschwebenihnenvor .Es
gehtheuteumviel mehrals es in den90igerJahrengegangenist ,denn
es geht heutenicht nur umein StückVerfassung ,es geht heuteumdie
ganzewirtschaftliche ,soziale undkulturelle Stellungdiesergrossen
Stadt .Darummüsstenalle ,diegutenWillenssind ,trotzmancherGegen¬
sätze in der Abwehreinig sein ,die Wienheutenotwendighat .Wenn
Stadtrat KunschakamSchlusseseiner Redean uns appelliert hat ,wir

26 /mögenunserePflichtgogen undWirtschafterfüllen ,sokann
ichdaraufnursagen ,daswerdenwirtun .Aberwirsolltenerwartendürfen,dass wir dabei nicht allein sein werden .( Lebhafter Beifall undHände¬

klatschenbeidenSozialdemokraton)
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DieSpezialdebattoüberdasKapitelPersonalwesenloitetoamts¬
führenderStadtratSpoisermitfolgendemBerichtein :

ImJahre1932wurdoninderHoheitsverwaltungrund180. 3Mill.SchillinganPersonalbezügenallerArtausgegoben.FürdasJahr1933wurdelautVoranschlagPersonalausgabenvon180. 8Mill.SchillinginAussicht
genommen.DieGomeindebeabsichtigtoalsodamals,diePersonalauslagenim
GrossonundGanzenaufderfrüherenHöhezucrhalten,FürdasJahr1934wirdnachdemvorliegendenVoranschlageinBetragvonrund161Mill.SchillinganPersonalaufwandvoranschlagt.DioseSummeist um19Mill.

Schillinggesunkon,weildurchdiePersonalmassnahmon ,dioab . 7 .1933
in Wirksamkeittraten ,diebeidenSonderzahlungenfürdiestädtischenAn-¬
gestolltenabgeschafftwurdon.Dagogenist in derSummevon161Mill.
SchillingderAbstrichandenMonatsbezügenvon . 2%nichtberücksichtigt,
woilormit31. Dozember1933befristetwarundausserKrafttritt .Die
AbschaffungderSonderzahlungenwardurchdasüberausstarkoAbsinkendor
EinnahmenderGemeinde,durchdonEntzugvonBundesüberweisungen ,durch
denEntzugderEntschädigungfürdieEinhebungderBundessteuernunddurchdenEntzuganeigenenSteuerninfolgederverschlechtertenWirtschaftslage
notwendiggeworden.SeitherhatderBundderGemeindeimmerneueEinnahmon
entzbgonundneueLastenauferlegt.BesondorsdierückwirkendeVorschrei¬bungdesLastenbeitragesvon36MillionenSchillingfürdieJahre1933und1934hatdieLagederGemeindenenerlichantscheidondverschlechtert,Die
GemeindemusstedaherunterdiesomZwangneuerlichandasPersonalheran¬treton ,umVereinbarungenüberdieendgültigeGestaltungderBezügefürdaskommendeBudgetjahrzustandezubringen.DieEinleitungzumBudgetdesJahres1934musste ,weildieVerhandlungennochnichtzuEndegeführt
wordenkonnten,einenAbstrichanPersonalaugabenfürdasJahr1931im
Ausmassevon20MilliononSchillinginAussichtnehmen.DergrössteTeil
dieserSummevon20MillionenSchillingentfälltaufdienotwendigge¬
wordeneAngleichungderBezügederstädtischenAngestelltenandieBezüge
derBundesangezltenundaufdieAngleichungdesPonsionsrechtesder
städtischenAngestelltenanjenederBundosangestellton.DieseAngäaichungderBezügoundPonsionsverhältnissederGemeindeangestolltenanjeneder
BundosangostelltenwurdeschonindenJahren1931und1932invonder
BundesregierungimNationalrateingebrachtenGesezzentwürfenzumBudget-¬
sanierungsgesetzundzurArbeitslosenversicherungsnovolleverlangt.NunmussdiesoAngleichungausdenfinanziellenVerhältnissonderGemeinde
horausdurchgeführtwerden.AuchimheurigenFrühjahrhatdergewesene
FinanzministerDr .WoidenhoforanderGomeindegetadelt ,dasssienoch
immerGeldfürdieWohnbautätigkeitunddiebessoreBozahlungderGomeindo-¬
angestelltenausgobe .DerjetzigeFinanzministerDr .Bureschhataller -¬
dings ,wiesichauchausderMitteilungderRoichspostvom19. November1933
erschenlässt ,gegenübereinerAbordnungderGewerkschaftderchristlichen
GomeindeangestelltenOesterreichssichdahingeäussert ,dassvonderRo¬
gierungandie WionerGemeindeverwaltungkeinAuftragzurAngleichungder
Bezügeergangensei ,dassaberdie Bundesregierungwohlein gewissesInter -¬
esso daranhabe ,dass die Bozügeder Gemeindeangestelltensich denBe¬
zügenderBundesnagestelltenanpassen,DaderBunddurchseineMassnahmenderGemeindefürdasJahr1934ctwa80MillionenSchillingentzogenhat,
ist dieGemeindenichtmohrinderLage,diebessoreBezahlungihrerAn¬
gestolltenfortzusetzenundmusstosichentschliessen ,ihreVerhandlungen
nit demfersonalmitdemZielderAngleichungderBesoldungunddesPen¬
sionsrechtesanjenedesBundesdurchzuführen.WiesichausdenVorlagen,
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diehouteimGomeindoratalsErgänzungdosVoranschlageszurBeratungund
Boschlussfassungunterbreitotsind ,ergibt ,hatdasPersonalderGemeinde
inanorkennenswerterEinsichtdienotwendigenZugeständnissegemacht,so¬dasssichnunmehrdieAngloichungseinerBezügeandiederBundesangestell¬
tondurchdieseVorlagevollzicht.EswirdjedochnichtdasGchalts¬
schomaderBundosangestelltenfürdieGemeindeangestellteneingeführt,
sonderndasoigeneSchemaderGomeindoWienaufrechterhaiten. .Eine
gänzlicheVeränderungdiesesSchemaswärebeiderEigenartdesGemeindo¬diensteskaummöglichundwürdedioeingelobtonVerhältnissodurchdie
verschiedenartigenAuswirkungenallzusehrverschieben.DasGemeindoscheme
unterscheidetsichvomBundesschomsinsbosonderedadurch,dassinjedor
einzolnonGruppedieAnfangsbezügohäherunddieEndbezügeniedrigersind.
DiesenorwünschtenZustandzubeseitigen,wärenichtgutgoweson.Eswurden
dahernurdieLebensverdionstedereinzelnenGruppenderGemeindeange-¬stolltenundderBundesangestelltenverglichenundausdemVergleichjener
durchschnittlicheperzentuelleAbstrichermittelt,dessenAnwendungdie
AngleichungdesGchaltsaufwandesandenGchaltsaufwanddesBundesherbei-¬führt.DieBezügederstädtischenAngestelltenwordendurchdieseVorlage.um10. 7Prozentgckürzt,vondenen. 2ProzentschonimzweitenHalbjahr1933zumAbzuggelangtsind ,sodasssicheincweiteroKürzungabJänner
1934um. 5Prozentergibt.IndiesemProzentsatzsindauchdioKosteneinigerfürdenUebergangnotwendigerAusgleichmassnahmenberücksichtigt.DieNebenbezüge ,diebisherum10Prozentgekürztwaren,werdenumweitere6Prozentgesonkt.DiePensionsbomessungsgrundlagewirdvonbisher85
ProzentaufdieBomessungsgrundlagedosBundes,dasistauf78. 3Prozent,
gesenkt.EbensowerdendieWitwenpensionenunddieErzichungsbeiträgeauf
dasAusmassdesBundesgebracht.UmdaszuplötzlicheAbsinkenderWitwen¬
pensionenzuvermeidon,werdenUebergangsmassnahmengetroffen.Dadie
städtischenAngestellten,wieichschonerwähnthabe ,in denersten20
DionstjahrengünstigergestelltsindalsdieBundesnagetsllten,dagegenin
denspäterenDienstjahreninihrenBezügenunterdenenderBundosnage-¬
stelltenstehen ,wurdozurVermeidungeinesallzugrossonPensionsunter-¬
schiodesderAufbaueinerhalbenSteigerungsstufefürdiegegenwärtigen
undzukünftigenPensionistenzugostanden .SowohlfürdieAktivenalsfür
diePensionistenderGemeindewerdendiebisherigenKinderzulagenaufdie
HöhederKinderzulagendesBundesgebracht.HinsichtlichderKürzungder
AktivbezügeundderRuhe-undVersorgungsgenüssegeltendiegleichenSchutz¬
grenzenwiebisherweiter.EsbleibendaherdieAktivbezügeunter200S
kürzungsfrei,diehöherenBezügedürfendurchdioKürzungnichtunter
200Ssinkon.BeidonPensionistonist diekürzungsfreieGronzefürdie
Familignerhaltermit170,fürdieNichtfamilienerhaltermit100Sfest¬

gesotzt .DomGemeindoratliegtfernoreine ,strenggenommen,nichtindiesesBudgotgehörigeVorlagefürdieBeamtenderstädtischonUnternchmungenvor,
diehinsichtlichderBezugskürzungunddesPonsionsrechtesdieselbonBe¬
stimmungenenthält ,wiodieVorlagonfür dieMagistratsangestellten.Dar-¬
überhinauswerdendieBozügederUnternchmungsangestellten,dieinfolge
einerachtstündigenArbeitsverpflichtunghöhersind ,umweitere. 1Pro¬
zentgekürzt.LeitendeBeamteimEinzelgohaltwordeneineHöchstponsion
imAusmassederHöchstpensioneinesBundesangestelltender1 .Dionst¬klasseerhalten.DurchdieVerringerungderBezügeab1 .Juli1933und
jotzt wioderab1 .Jänner193½sinkonauchdieEinnahmenderstädtischen
Krankenfürsorgeanstalt.DamitderHaushaltderKrankenfürsorgeanstaltnicht
nUnordnunggerät ,hatdieAnstalteineReihevonSparmassnahmenber
schlossen.DieGemeindeunddieAngestelltenabererhöhenauchdieper¬
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zontuelleAbfuhran die Krankonfürsorgeanstalt ,undzwarGemeindeund
Angostellteumje . 10Prozent ,darüberhinausübernchmendieAngestellten
die Zahlungeines Krisenzuschlagesvon . 10Prozent ,umeinenallzu¬
grossenLeistungsabbauzu verhindern .Trotzdemmussdie weitereBofür¬
sorgungder Eltern undGrosselternder Mitgliederdurchdie Anstaltein¬
gestelltwerden.

AuchdieBozügedergowähltenGemeindefunktionärewerdendurch
freiwilligenVerzichtimgleichenAusmassewiebei denAngestellzengekürzt,
bisherschonangewendeteKürzungsprozentebleibenaufrecht .BeidenRuhe-¬
undVersorgungsgenüssenderFunktionärekommtüberdiesdieAuswirkung
der Pensionsnormendurchdie Angleichungan denBundzur Auswirkung .Sämt¬
liche Kürzungensind mitAusnahmeder weitergehendenKürzungder Bezügeder
Unternehmungsangestelltenvon ' 1Prozent/etapoenweise/dauernderfolgt ,
mitdem31. Dezember1935befristet .DieAuswirkungderBezugskürzungenbei
denGruppenderdurchdieVorlageerfasstenHoheitsangestelltenbleibthin¬
ter demVoranschlagebetragvon20 MillionenSchillingum etwa 3Mil- ¬
lionenSchillingzurück .DieKürzungenbei denGruppen ,mitdenendieGe-¬
meindeverwaltung noch in Verhandlungen steht ,nämlich bei denFeuerwehr¬

angestellten,beidenkollektivvertraglichenBetriebenin denHoheitsver-¬
waltung,sowieweitereSparmassnahmenauf demGebietdesPersonalwasens,
darunterinsbesondereauchAbbaumassnahmen ,sollendierestlicheSummezur

Einsparungbringen .DiesemZweckdient die Bastimmungder Verlageüberdie
MöglichkeitderFortsetzungdesAbbauesbis EndeJuni1934 .Bisherwurden,
nachdemdieErmöglichungdesfreiwilligenAbbauesnureinunbedeutendes
Ergebnis,nämlich39Abbaugesuche,gebrachthat ,in 2Pensionierungsaktionen
728AngestelltederHöheitsverwaltungund219Lehrerin denRuhestandverset
DaderzeiteinErsatznichtnötigist,ergebensichdarausnichtunbe¬
deutendeErsparungenimBetragevon1,130 . 000Schilling ,die sichdurch
dieHerabgetzungderPensionsbemessungsgrundlagenocherhöhen.Davonsind
allerdings600. 00eSchillingschonimBudgetfür dasJhr1933berücksichtig-¬
Die Gemeindeverwaltungwird im nächsten Jahr die Abbauaktionfortsetzen
müssen ,wirdaberdabeimögliahsteZurückhaltungüben.
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Der Personalstand ,der im Jahre 1932 samt den Pensionisten35 . 496
betrugundimJahre1933mit1 .Augustmit31. 733festgestelltwurde,
ist durchdieAbbaumassnahmennochgesunken.DerPersonalstandderAktiven ,deram1 .August1932mit24 . 015festgestellt wurde ,undam
1 .August1933auf 23 . 587gesunkenwar ,ist durch dieseAbbauaktionen
umweitere986Personengesunkworden ,wozunochdie erfolgtenTodes¬
fälleundanderenatürlicheAbgängekommen.DieZahlderPensionisten
betrug am . 8 ,1933 11 . 146und war um294 grösser als am . 8 .1932 .Seit - ¬
herist die FahlderFensionsparteiendurchdie vorgenommenenPensionber.
ungen auf rund 12,000 gestiegen .Gegenüber dem Jahre 1919 mit 27 . 800

aktivenAngestelltenist alsoein bedeutenderAbfallanaktivemPersonal
zu verzeichnen ,wasumsobemerkenswerterist ,als inzwischenausder
UebernahmederAufgabenderLandesverwaltungundvonLandesanstalten
auchnocheinebedeutendeAusgestaltungin personellerHinsichtaufdem
Gebiet der Fürsorge ,des Wohnungswesensund einer AnzahlvonBetrieben
der Hoheitsverwaltungerfolgte ,Der Personalstand nähert sichjetzt
schon sehr dem des Jahres 1913 ,in dem Wien noch nicht die Landesagenden

hatte .DiesevomVerwaltungsstandpunktbedeutsameTatsacheist einBe¬
weisdafür ,dassdasPersonalin denvergangenenJahren ,besondersaber
auchin der letzten Zeit stets bereit gewesenist ,seineArbeitsleistung
zu verstärken ,umeine sparsameVerwaltungzu ermöglichen .AuchVer¬
waltungs - undBetriebsreformen haben an dieser Erscheinung ihren guten
Anteil .DieVerwaltungs-undBetriebsreformist auchin denUnternehmungen
der Gemeinde ,über die der vorliegende Anschlagkeinen Aufschlussgibt ,

immerwiederverstärkt woden .DiePersonalständederUnternehmungen
sind von22 . 782auf 21 . 861gesunken .ImElektrizitätswerk ist ausserdem
auchbei denArbeiterneine grösserePensionierungsaktionimGange ,Der
Pensionistenstandbetrug am1,8 .1933 . 713 ;gegenüber1932war
dieseZahlum344Personengestiegen .DieseDifferenzhat sichdurchdie
seither vorgenommenen Pensionierungen vergrössert .Auch dort konnte die
sich daraus ergebende Ersparung nur mit besonderer Mithilfe desPersonals
erzieltwerden.DiePedienstetenderstädtischenUnternehmungenwerden
überdies zu den Ersparungen ihrer Werkeund damit zur notwendigenEr¬
leichterung für das Gleichgewicht im Budget der Stadt durchLohnabstriche
in der nächstenZeit ,überdie ebenfallsschonVerhandlungenschweben,
beitragen ,Wennmandie gesteigerte Arbeitsleistung und die freudige Ein - ¬
stellungdesPersonalszumDienstmitgrosserAnerkennunghervorheben
muss ,so bedauertmanumsomehr ,dass die harte Zeit es derGemeindever¬
waltungunmöglichmacht ,so wiebisherdie Bezügeder Angestelltenzu
heben ,ja dass die Verwaltung sogar gezwungenist ,auf die Einschränkung
der Bezügehinzuwirken .DerpflichtbewusstenBeamtenschaft ,Lehrerschaft
undArbeiterschaftder Stadt ,die aus Gemeinsinn ,umdas vonihnenbe¬
treute Gemeinwesendavorzubewahren,dasses in Unrodnunggerät ,ebenst
aber aus Solidarität mit demgrossenKreis der BefürsorgtenArmeninder
Stadt und denjenigen ,denen die Stadt auch bei spärlichenen Einnahmen
Arbeitgebenkann ,diese EinschränkungenimVereinbarungswegeaufsich
genommenhat ,gebührt der Dank der Gemeindeverwaltung .Ich kann nurwieder
demWunschAusdruckgeben ,dassdieZeitderAbstrichenunendlichvorüber
sei ,ja dass es in nicht zu ferner Zeit möglich seinwerde ,mancheharte
Massnahmen ,die jetzt getroffen werden müssen ,wieder zurückzunehmen und
das Lebender verdienten Angestellten ,Lehrer undArbeiter derStadt
wieder zu erleichtern .( LebhafterBeifall )
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GR .Stöger(chr. soz. ) erklärt ,dass es keineKontrolleüber
denPersonalstandderGemeindegebe .Alle Versuche,sichaus denRechnungs¬
abschlüsseneinwahresBildüberdenPersonalstandzuverschaffen,schlagen
fehl .Die Vorlagen ,die der Roferentvorgelegt hat,bieten eintrauriges
Bild . Währenddie Bundesregierungeinen schwerenKampfgegeneinehochver¬
räterischeBewegungmitErfolggeführthat ,währenddie Handelsbilanzeiner
Besserungentgegengeht,währenddieArbeitslosenziffernimmerhinniedriger
sind als imVorjahr ,währenddie Trefferanleiheder Bundesregüerungeinen
vollenErfolggezeitigthat,fehlenalleAnzeichendieserArtin demVoran¬
schlagderGemeinde.SinddaranwirklichdieMassnahmenderBundesregierung
schuldeNein .In der Verwaltungder GemeindeWiensind schwereFehlerbegan-¬
genworden ;diesehabendie Wirtschaftskriseverschärft ,diesehabenauch
die Massnahmen des Bundes herbeigeführt .Und immer wieder muss das schuldlo¬

se städtischePersonaldafürbüssen .Eshiessimmer,Wiensei diereichsts
StadtderWelt ,BreitnerhatnachAmerikageschrieben,dassvon1923bis1926
Einnahmenvonmehrals 221MillionenDollarerzielt wordenseien. Woist nun
die Ursacheder jetzigen düsteren Finanzlageder Gemeinde ?Nurdiesinnlose
VerpulverungderSteuergelderhat zudieserFinanzlagegeführt .Wirhaben
immergefordertundfordernauchheutemitallemNachdruck: Schlussmitder
HartherzigkeitderVerwaltunggegenüberdemPersonal ! Wirfordernaucheine
grundlegendeAenderungin derVerwaltung,soweitdiesezuteueroderfehler-¬
haft ist .Nirgendsist eine Bezugskürzungso grausamvor sich gegangenwie
diebeider GemeindeWien .DerRednerbesprichtdanndie AuswirkungenderFrie-¬
densverträgevonSt ,GermainundVersaillesunderklärt ,dassmitdiesen
FriedensverträgendemkleinenOesterreicheine ungeheureLastaufgebürdet
wordenist ,eineLast,unterderauchdiestädtischenAngestelltenleiden.

NZuderselbenZeit ,inderdieschwerreicheGemeindenurfür900ePensioniste
zu sorgen hatte ,oblag demBunddie Sorgefür 120 . 000Pensionsparteien .
AndereGemeindenkonntentrotz aller SparsamkeitdemZusammenbruchnicht
entgehen ,zu derselben Zeit ,in der sich Wien Prunkbauten leisten konnte .
Es war daher kein Wunder ,wennandere Gemeindenmit Neid auf die Gemeinde
Wienblickten und wenndie Bundesregierung immerwieder bestürmt wurde ,sie
mögeeinen Ausgleich zwischen demreichen Prasser und dn armenLazarusen
herbeiführen .Mutwillig haben Sie die heutige Lageder Gemeindeverschuldet
und herzlos ist es,die armen Angestellten dafür entgelten zu lassen .Bewiss
lehnenauchdie städtäschenAngestelltenberechtigte Opfernichtab. Wenn
aber hunderttausende Menschenkuer die traurigsten WeihnachtenderNach¬kriegszeit verbringen werden ,ist nicht nur die Wirts chaftskrise daran
schuld ,sondernin erster Linie der Brutalität ,mit der die GemeindedieBe- ¬
zugskürzungvollzoegen nat .Der Rednerwendetsich dagegen ,dass der13 . und
14 .Monatsgehaltals ein Plus bezeichnet wird ,das dieGemeindeangestellten
bezogenhaben .Diese Bezügewarenverglichen mit den BezügenderBundesan-¬
gestellten reine Lohnbezüge ,nur in andererForm .Kanndas Personalwirklichden Trost haben ,dass diese Gehaltskürzungennotwendigundunausweichlich
weren .In einer Zeit desbeengtenKasenstandeshat manlo Millionenflür

Wohnhausbautenaugegeben .Manhat den LuxusbaudesAmalienbades
errichtet .HättemandenBu des Stadionsnicht auf gessereZeitenaufsparenkönnen .Auchder Baudes zweitenFortbildungsschulpalasteswarnichtnot¬
wendig .Diesedrei letzteren Bautenhabennicht wenigerals 25 Millionenge- ¬
kostet unddie Kürzungenan die städt .Angestelltenmachen20Millicnenaus .Zu dem Druck des sinkenden Einkommensgesellt sich bei den städt .Angestell - ¬
ten noch die Angst umdie Existenz .Die Abbaumassnahmenwerden umein halbes

ahr verlängert .Und wenn schon gleiche Bezüge ,warum nicht auch gleicheRechtewiebeimBund?Wirverlangendie Durchführungderauchin derDienst-¬
pragmatik der Gemeindevorgesehenen alljährlichen Beschreibung wiebeim

und ,Die gleichen Begünstigungen für Frontkämpfer und Kriegs,eeschädigte
wiebeimBund .DieGemeindewarseinerzeit ein Reservoire ,wo ' eleJugend¬
ZicheUnterkunftfanden, Infolgeder AnstellungssperrewardieseMöglichkeitder Jugendverschlassen .NachlangenBemügungenist es der Oppositionge-¬lungen ,wenigstensfür die Junglehrerdiese grausameSperrungzuhindern .
Werwirdaber angestellt ?Dasind gleich an einer Schule5 Judenangestelltworden .EineVerwaltungsreformist gewissnotwendig ,abersie müsstevonobenbeginnen .Die SozaldemckratenmögendemPersonal endlich dieFreiheit
geben ,vonder sie einmalso viel gefaselthaben .
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Der Rednerstellt folgendeAnträge :
DieDienstordnungfür die Angestelltender GemeindeWienist

dahin abzuändern ,dass die Mitglieder der Personalkommissionausdem
Satnde der Gemeindeangestellten in unmittelbarer ,freier Wahl nach den
Grundsätzendes Verhältniswahlrechtesgewähltwerden .DerMagistratwird
be auftragt ,einen diesbezüglichen Entwurf im Einvernehmen mitallen
Gewerkschaften der Semeindeangestellten auszuarbeiten und ehestens dem
Gemeinderat zur Beschlussfassung vorzulegen .

Die Satzungen der Krankenfürsorgeanstalt der Bediensteten der
GemeindeWiensind dahin abzuändern ,dass die Mitglieder aus demStande
der ediensteten von diesen selbst in unmittelbarer freier Wahlnach
den Grundsätzen des Verhältniswahlrechtes gewähltwerden .

Der Abzugder Beiträge für den Verband der städtischen Ange .
stellten von ihæhn Gehaltsbezügen hat vom . Jänner 1934 an zuunter¬

bleiben .
Er erklärt zumSchluss :Sie müssenheute zugeben ,dassSeipel

mit Oesterreich auch Wiengerettet hat ,und Sie könnenauch nicht leugén ,
dass ohneDollfuss Wienbereits zur Kolonieherabgesunkenwäre( Gelächter
und Zwiscehnrufe bei den Sozialdemokraten ) .Bleiben Sie bei diesem System
der Unaufrichtigkeit ,des Terrors und der Verschwendung ,seien Sieüesb¬
zeugt ,dass Dollfuss auch mit Ihnen fertig werden wird .( Beifall bei
denChristl . )

GemeinderätinSchlösinger(Christlichsozial )weist daraufhin ,
dassdie AngestelltenderGemeindeauchdiesmalnichtwenigerals
20 Millionenzur Sanierungdes Budgetsbeitragen sollen ,wovon54Mill .
auf das Schulperscnalentfallen .Sie erinnert an die Aeusserungdes
Stadtrates Preitner in einer Lehrerversammlungim Zirkus Busch :Ihr
habt nur zu fordern ,umdie Bedeckunghabt Ihr Euchnicht zukümmern ,
Auch andere Wortführer versäumten nkcht ,den Lehrern eine Fülle von
neuen Rechten zu versprechen .Das lässt sich daraus erklären ,dass man
die Pehrerschaft zur Durchführungdes sozialistischen Kulturprogramms
brauchte .Heutekannmanfeststellen ,dass manes nicht vermochthat ,
die Mehrheit der Lehrerschaft in den sozialistischen Bann zuzwingen .
DieLehrerschafthat dafürschwerbüssenmüssen ,Hundertevonchrist¬
lichen Lehrern wurden Jahr umJahr aus einem Bezirk in den anderenver¬
setzt ,einfach deswegen ,weil sie es wagten ,mit den Kindern dasSchul¬
gebet zu verrichten und sie zu den religiösen Uebungenin die Kirche
zu führen .Umvolle Verfügungsfreiheit über die Lehrer zu haben ,nahm
manihnen das älteste undwesentlichste Recht ,das Rechtderdefiniüven
Anstellung für eine bestimmte Schule ,Dieses und andere wichtige Lehrer¬
rechte fiolen durch das LchrerdienstgesetzvomJahre 1923 ,zudassan
Annahmedie Lehrerschaft durch die Drohunggezwungenwurde ,dasssonst
die Junglehrer entlassen würden .Die Schulreform brachte derLehrer¬
schaft eine unerhörte Mehrdienstleistung .NeueLehrplänewarenauszu¬
arbeiten ,modernerUnterrichtmussteerteilt werden ,ein Wustneuer
Amtsschriften wurde eingeführt ,die Heftekorrektur muss nach psycholo¬
gischen Gesichtspunkten ,infolgedessen viel zeitraubender undmüshsamer
durchgeführt werden ,die Disziplin ist ungeheuererschwert ,kurzdie
Lehrerschaftist qualitativ undquantitativ ausserordentlichstarkbe¬
lastet .Die Lehrverpflichtung wurde in den letzten Jahren bis auf 25
Stundenerhöht .WennderRechnungshofin seinerUeberprüfungdesRech¬

nungsabschlussesvon1932eine Erweiterungder Lehrverpflichtungem¬
pfiehlt ,so ist dasein rein rechnerischerStandpunkt ,der dieLehrer¬
arbeit nach den Stunden messen zu können glaubt ,Lehrer ,die das täten ,
wärennicht Lehrer ,sondernHandwerker ,
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DieGehälterder Lehrerwzhaftwarenimmerweituntervalo¬
risiert .HerausgehobenwarenimmernureinigeParteigünstlingevonIhnen,
die Geldauszeichnungenerhieltem ;der grösste Teil ler Lehrerschaftaber
ging leer aus .Ebenso sind Sie bei den Vorrückungen hinsichtlich der Schul¬
leiterposten vorgegangen ;für solcheSchulleiterpostenwurdenfastnur
Sozialdemokraten bestimmt .Bis jetzt wurden etwa 500 solche Schulleiter
ernannt ,davongehören aber nur etwa 25 einer christlichsozialen Organisa¬
tion an .Auch in dieser Angelegenheit muss Wandel geschaffen werden und

ich beantrage die Einsetzung einer aus dem Gemeinderat nach demProporz
zu wählenden Kommissionzur Erstattung der Vorschläge für die Ernannung
vonSchulleitern .Währenddie Gemeindeverwaltungfür überflüssigeSachen
immerGeldhatte ,verschloss sie sich stets demElendder Junglehrer .Auch
der Stand der Lehrer selbst vurde verringert ; erist von . 915imJahre
1920heuerauf . 200gesunken .DieseArtvonSparmassnahmenmüssengeradezu
als Verbrechenan der Schuleundander Lehrerschaft bezeichnetwerden .

Der 2 . Verband der städtischen Angestellten hat zu denhärtesten
Massnahmengegendie Angestelltenseine Zustimmunggegebenso auchzurVer-¬
längerung des Lehrerabbaugesetzes und es scheint ,dass er daraus Vorteil
zu ziehenhofft .Es ist unerträglich ,dass Lebensfragender städtischenAn¬
gestelltennurdurchdenstädtischenVerbandentschiedenwerden .Dasbrifft
besondersfür die Lehrerschaftzu ,der bis heute diePersonalvertretung
vorenthalten wird .Die Rednerin beantragt ,der Stadtsenat mögeaufgefordert
werden ,demWienerLandtag die erforderlichen Vorschläge aufEinsetzung
einer Fersonalvertretung für die Lehrerschaft zu machan .Bie Rednerin befas
sich sodannmitdr Jungelehrerfrage ,undbemerkt ,ihre Parteiwerdedieser
FragedasgrössteAugenmerkzuwendenundinsbesonderedaraufachten ,dass
nicht nur jüdische ,sondern in erster Linie christlich deutsche Lehreran¬
gestellt werden .Schliesslich beantragt sie ,dass für den fremdsprachigen

nterricht Junglehrer eingestellt werden ,die die nötigen Prüfungen abge - ¬
legt haben( Eebh .Beifall . d .Chr. soz . )

St . R.Speiserweist gegenüberdenAusführungenderVorredner
in seinemSchlusswortedaraufhin ,dassdie städtischenAngestelltenan
dengutenZeitenderGeneinde in der Formteilgenommenhaben ,dass indie -¬
sen Zeiton ihre Bezüge weit höher waren als die der übrigen Angestellten .
Dass in der Zeit der Not eine starke Einschränkungeintreten muss,begroift
das städtische Personal sehr gut ,wie aus seiner Haltung hervorgeht . Wasdie
Junglehrerfrageangelangtso müssenverallemAngestelltedosPädadogischon
nstituts als besondersfür denLehrberufherangebildetin Betrschtge-¬
zogenwerden .Esist bomängeltworden ,dassauchJuderangestelltworden
sind .Schliesslichlebenin WienauchJudenundich habemirin derletzte
Seit sagenlassen ,dassJudennicht nur in denReihendersozialdemokratis

L
artei sondernauchin anderenReihenzufindensind( BeifallundHeiter .

keit bei derMehrheit )WirhabeninWienausserordentlichwonigjüdischo
Lehrer .Unter 5300Lehrern sind nur 14 Juden .Unddie sind nicht einmalaus - ¬
roichdnd u die Kinder jener Jugend zu unterrichten ,dio der vaterländische
Front angehörenLebh .Biterkeit b .d .Mchrheit ) .St .R .Speiser ersuchtschlioss -¬lich umAnnahmeder vorliegenden Anträge .

Die Ansätzeder Verwaltungsgruppefür Finanzwesenwerdengo- ¬
nehmigt ,die Anträgedes Stadtsnnates angenommen ,dieResolutionsanträge
Kunschakbetreffend FürsorgeabgabeundBadenwertabgabevomverbautenGrundabgelehnt .

Die Ansätze dr Verwaltungsgruppe für Personalwesenworden
genehmigt ,die Anträge des Stadtsenates angenommen ,die Anträge der Minderhei
der geschäftsordnungsmässigen Behandlung zugewiesen .

Schluss der Sitzung 22 Uhr .Fortsetzung orBudgotdebattemorgen,Mittwoch,16Uhr.
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